
Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der Mitglieder des Landtags 

Iris Firmenich (CDU-Fraktion), Sören Voigt (CDU-Fraktion), 
Gerald Eisenblätter (SPD-Fraktion), Laura Stellbrink (SPD-Fraktion), 
Christin Melcher (Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), Valentin 
Lippmann (Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),  
Luise Neuhaus-Wartenberg (Fraktion Die Linke), Susanne Schaper 
(Fraktion Die Linke) 
 

Gegen das Vergessen – Gedenkstättenbesuche als Beitrag zur 
historisch-politischen Bildung und Demokratiebildung an 
weiterführenden Schulen fördern und fortentwickeln! 

Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Staatsregierung wird ersucht, 
 

1. zu berichten, 
a. wie sich die Zahl der beantragten und durchgeführten Fahrten/Besuche zu 

Lernorten der Erinnerung und des Gedenkens in den vergangenen fünf Jahren 
entwickelt hat, aufgeschlüsselt nach Erinnerungsorten in Sachsen, in 
Deutschland und außerhalb Deutschlands; 

b. wie sich die Anträge/Fahrten auf die einzelnen Schularten, aufgeschlüsselt nach 
Landkreisen und kreisfreien Städte, verteilen;  

c. mit wie vielen Mitteln der Freistaat Sachsen diese Fahrten unterstützt hat; 
d. welche Möglichkeiten der Förderung von Gedenkstättenfahrten bestehen; 
e. welche Beratungsmöglichkeiten es für Schulen gibt, die beabsichtigen eine 

Gedenkstätte zu besuchen; 
f. welchen Beitrag dabei die Landesservicestelle „Lernorte des Erinnerns und 

Gedenkens“ leistet; 
g. welche Weiterbildungsangebote mit Bezug auf die Vorbereitung, Durchführung 

und Nachbereitung von Gedenkstättenbesuchen es für Lehrkräfte gibt; 
h. über welche Ressourcen zur Begleitung von Gedenkstättenbesuchen die 

Gedenkstätten in Sachsen aktuell verfügen; 
i. welche rechtsextremistischen oder antisemitischen Vorfälle im Kontext von 

Gedenkstättenbesuchen in Sachsen bekannt sind. 
 

2. die politische und historische Bildung durch den Besuch außerschulischer Lernorte 
der Erinnerung und des Gedenkens zu stärken, indem sie 
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a. Gedenkstättenbesuchen als Beitrag zur politischen Bildung und zur Vermittlung 
humanistischer, ethischer und demokratischer Werte eine hohe Bedeutung 
beimisst und in Umsetzung der Vorschläge des „Bildungsland Sachsen 2030“ 
das Ziel eines Gedenkstättenbesuchs im Verlauf der Schulzeit entsprechend 
verankert; 

b. möglichst vielen Schulen einen Besuch eines außerschulischen Lernortes der 
Erinnerung und des Gedenkens ermöglicht, sie bei der Vorbereitung von 
Gedenkstättenfahrten berät und mit den jeweils verfügbaren Haushaltsmittel 
unterstützt; 

c. darauf hinwirkt, dass bei Gedenkstättenbesuchen ein pädagogischer Bezug zu 
gegenwärtigen demokratischen Strukturen mit ihren Stärken und Gefährdungen 
gezogen wird, und die Schülerinnen und Schüler dabei aktiv einbezogen 
werden; 

d. Weiterbildungsangebote für Lehrkräfte schafft und zielgerichtet umsetzt, auch in 
Kooperation mit Akteuren der politischen Bildung, bspw. der Landeszentrale für 
politische Bildung, der Stiftung Sächsische Gedenkstätten oder in Form 
gemeinsamer Seminare für Lehrkräfte sowie Gedenkstättenpädagoginnen und 
Gedenkstättenpädagogen; 

e. Lehrkräfte ausdrücklich ermutigt und stärkt, auch mit Klassen mit einer großen 
interkulturellen Diversität außerschulische Lernorte der Erinnerung und des 
Gedenkens zu besuchen und die Kompetenzen der Gedenkstättenpädagogen 
zu nutzen, um unsere Geschichte und die daraus resultierende Verantwortung 
sowie unsere Werte verständlich zu vermitteln; 

f. mit Blick auf das Erstarken des Rechtsextremismus und einem wachsenden 
Antisemitismus den Fokus auf Erinnerungsorte für die Zeit des 
Nationalsozialismus und der Schoa legt; 

g. das Bewusstsein für die Bedeutung der Friedlichen Revolution für Freiheit und 
Demokratie der Menschen auf dem Gebiet der ehemaligen DDR durch den 
Besuch von Gedenk- und Erinnerungsorten im Zusammenhang mit der 
SED-Diktatur und den Austausch mit Zeitzeuginnen und Zeitzeugen geschärft 
wird; 

h. den Schulen empfiehlt, den Besuch in Abstimmung mit den 
Gedenkstättenpädagoginnen und Gedenkstättenpädagogen der Gedenkstätte 
gut vorzubereiten, bestenfalls in Form eines Projektes, welches die 
Auseinandersetzung mit den Tätern und Opfern sowie deren Motivation und 
Handlungsräume ermöglicht, einen freien, auch kontroversen Diskurs anregt 
und so die Bildung einer demokratischen Haltung befördert.  

 
3. die Förderung auch eintägiger schulischer Bildungsfahrten zum Lernort Ghetto 

Theresienstadt zu prüfen und sich gegenüber den weiteren Fördermittelgebern 
hierfür einzusetzen. 

 
4. ein Projekt zur Gedenkstättenpädagogik zu initiieren, welches insbesondere 

Gedenkstättenbesuche von Schülerinnen und Schülern in Verschränkung mit 
schulischen Curricula zum Gegenstand hat. Ergebnisse sollten konkrete, auf 
Sachsen zugeschnittene Empfehlungen für Schulen und Gedenkstätten und ggfls. 
eine digitale Plattform bzw. Toolbox mit Anregungen und Best-Practice-Beispielen 
sein. Dabei können u. a. folgende Themenfelder adressiert werden: 

• neue digitale Vermittlungskonzepte aufgrund der digitalen Transformation 
der Wissensgesellschaft und mit Blick auf die Stärkung der 
Medienkompetenz von Schülerinnen und Schülern; 
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• aktualisierte Methoden und Formate der Wissensvermittlung infolge des 
Endes der Zeitzeugenschaft; 

• Strategien für den Umgang mit der Leugnung von Verbrechen und dem 
Versuch der politischen Instrumentalisierung von Gedenkstätten; 

• neue Bildungsangebote aufgrund der zunehmenden Diversität der 
Gesellschaft; 

• Verankerung in den Aus-, Fort- und Weiterbildungsangeboten für 
Lehrerinnen und Lehrer. 

 
 
 
Begründung: 
 
Der Besuch von Gedenkstätten (mit Bezug auf den Nationalsozialismus bzw. die SED-
Diktatur) erhöht die Anschaulichkeit historischer Ereignisse und Entwicklungslinien und 
kann damit das historische Wissen absichern helfen. Es geht nicht darum, durch den 
Besuch in einer Gedenkstätte die kritische Auseinandersetzung mit der Vergangenheit auf 
hoch emotionale Weise zu verstärken, im Glauben, dass dieses Erlebnis wie eine Impfung 
wirkt, die vor Rassismus, Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und politischem 
Extremismus schützt. Emotionale Überwältigung und unzureichende Vorbereitung von 
Gedenkstättenbesuchen erreichen eher das Gegenteil. Es kommt vielmehr darauf an, 
dass Bildungsarbeit in der Gedenkstätte selbst Teil der demokratischen Praxis sein sollte 
und möglichst frei und demokratisch gestaltet werden soll. Idealerweise sprechen 
Lehrkräfte sich vor einem Besuch mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bzw. 
Gedenkstättenpädagoginnen und Gedenkstättenpädagogen ab und bereiten den Besuch 
der Schülerinnen und Schüler gut vor, um sie in die Lage zu versetzen, sich vorab mit dem 
Thema zu beschäftigen, eigene Fragen zur Vergangenheit zu stellen und selbst nach 
Antworten zu suchen. Sie sollen sich eine eigene Meinung bilden und diese in einem 
toleranten Diskurs mit Argumenten und Respekt vor der Meinung anderer vertreten. Der 
Besuch von Gedenkstätten in Sachsen, möglichst auch in räumlicher Nähe zur Schule, 
kann dabei die Relevanz für die Schülerinnen und Schüler verstärken, bspw. wenn sich 
Verbindungen zu persönlichen Schicksalen im eigenen Familien- oder Bekanntenkreis 
ergeben. 
 
Neben der Auseinandersetzung mit der NS-Diktatur als ein wesentliches Element der 
Gedenkstättenpädagogik ist es auch eine besondere Herausforderung, gerade in den 
ostdeutschen Bundesländern, eine objektive und kritische Reflektion der SED-Zeit und der 
undemokratischen Strukturen in der ehemaligen DDR sicherzustellen, um den Wert 
demokratischer Gesellschaften und das Engagement des Einzelnen zur Sicherung dieses 
gesellschaftlichen Wertes in den Kontext mit der aktuellen Entwicklung in unserem Land 
setzen zu können. 
  
Das Wissen um einen spezifischen historischen Kontext erzeugt nicht automatisch eine 
erhöhte Sensibilität für aktuelle Gefährdungen von demokratischen Strukturen oder 
persönlichen Freiheitsrechten. Ein verpflichtender Gedenkstättenbesuch kann sogar eine 
Abwehr- und Blockadehaltung hervorrufen oder verstärken. Es geht vielmehr darum, zu 
erklären, aus welchen Gründen Demokratien scheitern und wie schnell Diktaturen 
entstehen können, um daraus die historischen Lehren zu ziehen und den Bogen in die 
Gegenwart zu schlagen. Empfehlenswert wäre es daher, das Thema „Heutige 
demokratische Strukturen und ihre Praxis“ sowie „Freiheits- und Menschenrechte“ 
pädagogisch stärker zu betonen und dies an einem Ort zu vermitteln, der Zeugnis davon 
ablegt, was geschieht und wie es geschieht, wenn genau diese Bürgerrechte aufgegeben 
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bzw. genommen werden. Dies kann im Rahmen eines „Klassenzimmers vor Ort“ durch die 
Lehrkraft oder durch Angebote der Gedenkstätte erfolgen. 
 
Das zu initiierende Projekt soll auf der Grundlage vorliegender Forschungsergebnisse, 
vorhandener Handlungsempfehlungen und bestehender Konzepte sowie konkreter 
Erfahrungen der Schulen und Gedenkstätten herausarbeiten, auf welche Weise neue 
Erkenntnisse der Gedenkstättenpädagogik u. a. für Projektarbeit und Methodik in Sachsen 
so genutzt werden können, dass mit dem Besuch von Gedenkstätten ein nachhaltiger 
Mehrwert für die historisch-politische Bildung junger Menschen entsteht. An dem Projekt 
könnten sich z. B. die Stiftung Sächsische Gedenkstätten, die Landeszentrale für 
politische Bildung, das Landesamt für Schule und Bildung, die Sächsische Beauftragte für 
die Aufarbeiten der SED-Diktatur, die Landesservicestelle Lernorte des Erinnerns und 
Gedenkens, das Hannah-Arendt-Institut, der John-Dewey-Forschungsstelle für die 
Didaktik der Demokratie und Lehrstühle für Didaktik der Geschichte, der historischen und 
der politischen Bildung an sächsischen Universitäten beteiligen. 
 
 
 
Dresden, 14. November 2025 
 
 
 
 
 
 
Iris Firmenich, MdL (CDU)     Sören Voigt, MdL (CDU) 
 
 
 
 
 
 
Gerald Eisenblätter, MdL (SPD)    Laura Stellbrink, MdL (SPD) 
 
 
 
 
 
 
Christin Melcher, MdL (BGR)    Valentin Lippmann, MdL (BGR) 
 
 
 
 
 
 
Luise Neuhaus-Wartenberg, MdL (LINKE)  Susanne Schaper, MdL (LINKE) 
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